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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für einige 
landwirtschaftliche Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Anhang dieser Verordnung genannten 
Waren werden in der Gemeinschaft gegenwärtig 
nicht oder nur in unzureichender Menge erzeugt, und 
die Hersteller können somit den Bedarf der verar- 
beitenden Industrien der Gemeinschaft nicht decken. 

Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, die auto- 
nomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs in 
bestimmten Fällen, in denen eine Gemeinschafts- 
produktion dieser Waren besteht, nur teilweise und 
in den anderen Fällen vollständig auszusetzen. 


In Anbetracht der Schwierigkeiten, die kurzfristige 
Entwicklung der wirtschaftlichen Lage auf den betref- 
fenden Sektoren genau zu beurteilen, können die 
Aussetzungen nur zeitweilig erfolgen, wobei ihre 
Dauer entsprechend den Interessen der Gemein- 
schaftsproduktion festzusetzen ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Vom 1. Januar bis 30. Juni 1976 werden die auto- 
nomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die 
im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Er- 
zeugnisse bis auf die jeweils angegebene Höhe aus- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

1 


Anhang 


Warenbezeichnung Autonome 

Zollsätze 


2 3 


ex 07.03 E 


ex 07.04 A 


Pilze, ausgenommen Zuchtpilze, zur vorläufigen Haltbarmachung in Salzlake 
oder in Wasser mit einem Zusatz von anderen Stoffen eingelegt, jedoch nicht 
zum unmittelbaren Genuß besonders geeignet 4 v. H. 

Getrocknete Zwiebeln 14 v. H. 
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Begründung 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1532/75 des Rates 
vom 16. Juni 1975 zur zeitweiligen Aussetzung der 
autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
für einige landwirtschaftliche Waren 1 ) sieht für die 
Zeit vom 1. Juli 1975 bis 30. Juni 1976 eine Zoll- 
aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bis zur Höhe 
von 4 v. H, für Pfifferlinge zur vorläufigen Haltbar- 
machung in Salzlake oder in Wasser mit einem 
Zusatz von anderen Stoffen eingelegt, jedoch nicht 
zum unmittelbaren Genuß besonders zubereitet, der 
Tarifstelle ex 07.03 E, vor. 

Die deutsche Regierung hat beantragt, diese Aus- 
setzung für die Zeit vom 1. Januar 1976 bis 30. Juni 
1976 auf alle Pilze, ausgenommen Zuchtpilze, in der 
gleichen Aufmachung auszudehnen, da der Bedarf 
der Verarbeitungsindustrie nicht in der Gemein- 
schaft gedeckt werden kann. Eine Zollaussetzung 
könne den Verarbeitern in der Gemeinschaft ge- 
statten, sich zu vorteilhafteren Bedingungen zu ver- 
sorgen und ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
den Lieferanten von Fertigerzeugnissen zu erhalten. 
Es erscheint daher der Kommission zweckdienlich, 
dem deutschen Antrag stattzugeben. 

2. Die gemeinschaftliche Verarbeitungsindustrie hat 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 18. Juni 1975, S. 1 


einen hohen Bedarf an getrockneten Zwiebeln, die 
hauptsächlich in Trockenprodukten wie Suppen oder 
Fleischfüllungen verwendet werden. Dieser Bedarf 
kann nicht in der Gemeinschaft gedeckt werden. Aus 
diesem Grund müssen sich die betreffenden Indu- 
strien des Vereinigten Königreiches, deren Bedarf 
bei 9000 t (Wert 280 000 RE) liegt, sich in einem 
Umfang von etwa 8050 t in Drittländern (Bulgarien, 
Rumänien, USA und Libanon) versorgen. Eine Zoll- 
aussetzung (GZT: 18 v. H.) würde es der Verarbei- 
tungsindustrie ermöglichen, sich mit diesem Gemüse 
zu günstigeren Bedingungen einzudecken. 

Unter diesen Umständen erscheint es der Kommis- 
sion zweckmäßig - auf Antrag der Regierung des 
Vereinigten Königreiches - den Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für diese Ware für sechs 
Monate auszusetzen und diese Maßnahme auf einen 
Satz von 14 v. H. zu beschränken. Damit würde den 
Interessen sowohl der Gemeinschaftsverbraucher als 
auch der -erzeuger von getrockneten Zwiebeln 
Rechnung getragen. 

3. Was die Zweckmäßigkeit einer Zollaussetzung 
für Bitterorangen, frisch oder getrocknet, der Tarif- 
stelle ex 08.02 A II und Mandeln der Tarifstelle 
08.05 A II betrifft, ist die Kommission nicht der 
Ansicht, eine solche Maßnahme im gegenwärtigen 
Stadium vorzuschlagen, da die Verhandlungen über 
Abkommen mit Drittländern, die Lieferanten dieser 
Waren sind, noch nicht abgeschlossen sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. November 1975 - 1/4 - 680 70- E - Zo 55/75; 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen . 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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